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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
am 2. November 1989
durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die Richter

Kroner, Dr. Engelhardt, Dr. Halstenberg und Dr. Werp

beschlossen:

1. Die sofortige Beschwerde des Beklagten
gegen den BeschlufB3 des 6. Zivilsenats
des Kammergerichts vom 2. Juni 1989

- 6 U 5006/88 - wird zurlickgewiesen.

Der Beklagte hat die Kosten des Beschwerde-

verfahrens zu tragen.

2. Der Antrag des Beklagten auf ProzefBkosten-
hilfe flir das Beschwerdeverfahren wird

wegen mangelnder Erfolgsaussicht abgelehnt.



Matthias Prinz
Rechtsanwalt

2

Grunde :

Der Beklagte ist durch Urteil des Landgerichts vom
7. Juli 1988 als Gesamtschuldner zur Zahlung von
43.179,47 DM nebst Zinsen verurteilt worden. Gegen dieses
ihm am 20. Juli 1988 zugestellte Urteil hat er mit Schrift-
satz des Rechtsanwalts Leske vom 15. August 1988 - eingegan-
gen beim Kammergericht am 16. August 1988 - Berufung einge-
legt. Auf seinen Antrag hat der Vorsitzende die Frist zur
Begriindung der Berufung bis zum 22. November 1988 verlan-
gert. Am 22. November 1988 hat er um eine "letzmalige"
Fristverlangerung bis zum 10. Januar 1989 gebeten. Diesem
Antrag hat der Vorsitzende entsprochen. Den erneuten Antrag
vom 10. Januar 1989, die Frist zum "allerletzten Mal" bis
zum 24. Januar 1989 zu verlangern, hat der Vorsitzende am
2. Juni 1989 abgelehnt. Daraufhin hat das Kammergericht
durch BeschlufB3 vom selben Tage die Berufung wegen Versdumung

der Begriindungsfrist als unzuldssig verworfen.

Die dagegen von dem Beklagten form- und fristgerecht
eingelegte sofortige Beschwerde ist unbegriindet. Mit Recht
hat es das Kammergericht abgelehnt, dem Beklagten von Amts
wegen gegen die Versdumung der Berufungsbegriindungsfrist die

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewdhren.

Nach § 233 ZPO setzt die Wiedereinsetzung voraus, daf
die Partei ohne eigenes oder ihr zuzurechnendes Verschulden
ihres Bevollmdchtigten (§ 85 Abs. 2 ZPO) gehindert war, die

Frist einzuhalten. Hier ist indes der ProzeBbevollmdchtigte
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des Beklagten an der Versdumung der Berufungsbegriindungs-
frist nicht schuldlos. Er durfte sich nicht darauf verlas-
sen, dafl seinem Antrag auf Verld&ngerung der Frist stattge-
geben werden wiirde. Nach der gefestigten Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs bleibt der Rechtsmittelfihrer mit dem
Risiko belastet, dafl der Vorsitzende des Rechtsmittelge-
richts in Ausiibung seines pflichtgemédflen Ermessens die Ver-
langerung der Rechtsmittelbegriindungsfrist versagt. Er kann
daher im Wiedereinsetzungsverfahren - jedenfalls grundsadtz-
lich - nicht mit Erfolg geltend machen, er habe mit der
Fristverldngerung rechnen diirfen (Beschlufl vom 8. Okto-

ber 1986 - IVb ZB 82/86 = BGHR ZPO § 233 - Fristverldnge-
rung 1 = VersR 1987, 261; Senatsbeschlull vom 26. Mai 1988

- III zZB 8/88 = BGHR ZPO § 233 - Fristverldngerung 2,

jeweils m.w.Nachw.).

Eine Ausnahme kommt nur fiir den Fall in Betracht, daf
der Prozefilbevollmdachtigte "mit grofer Wahrscheinlichkeit"
mit der Bewilliqung der Fristverlidngerung rechnen konnte
(Beschlufl vom 8. Oktober 1986 aaO m.w.Nachw.). So kann der
Anwalt beim ersten Verlangerungsgesuch regelmdBig mit grofler
Wahrscheinlichkeit erwarten, dafB dem Antrag entsprochen
wird, wenn einer der Griinde des § 519 Abs. 2 Satz 3 ZPO
vorgebracht wird. Zu den Griinden, die als "erheblich" im
Sinne dieser Vorschrift angesehen werden, z&hlt auch die
berufliche Uberlastung (BGH BeschluB vom 11. Juni 1985
- III ZR 13/85 = VersR 1985, 972; BvVerfGE 79, 372, 377).

So liegt der Fall hier jedoch nicht. Den ersten Verlan-
gerungsantrag vom 14. Oktober 1988 hatte der Prozeflbevoll-
mdchtigte des Beklagten mit beruflicher Ulberlastung infolge




der Urlaubszeit begrindet. Diesem Antrag hatte der Vorsit-
zende entsprochen. Den zweiten Antrag vom 22. November 1988
hatte der Prozeflbevollmdchtigte wiederum mit Uberlastung
begriindet und zus&tzlich darauf hingewiesen, dafli sein lang-
jahriger Bilirovorsteher am 29. Oktober 1988 verstorben sei,
wodurch Engpdsse im geschdftsmédfiigen Bliroablauf eingetreten
seien. Diesem Antrag hat der Vorsitzende ebenfalls entspro-
chen und die Begriindungsfrist bis zum 10. Januar 1989 ver-
ldngert. Dafl die Begriindung des zweiten Verldngerungsan-
trages dem Vorsitzenden geniigen wiirde, um "erhebliche
Griinde" fir eine dritte Verlangerung der Begriindungsfrist
anzuerkennen, konnte der Prozeflbevollmdchtigte nicht er-
warten. Seit dem Ableben des Biirovorstehers waren bereits
mehr als zwei Monate verstrichen. Zudem lag das Einver-
stdndnis der Klagerin zu einer weiteren Fristverldngerung
nicht vor. Hierin unterscheidet sich der vorliegende Sach-
verhalt von den Fallen, in denen schon das erste Verlange-
rungsgesuch trotz glaubhaft gemachter starker Arbeitsbe-
lastung des Prozeflbevollmdchtigten abgelehnt wurde (vgl.
BVerfG aa0O; BGH Beschlufl vom 5. Juli 1989 - IVb ZB 53/89 -
zum Abdruck in BGHR ZPO § 519 Abs. 2 Satz 3 - Verlangerungs-

antrag 3 - vorgesehen.



Demnach erweist sich die sofortige Beschwerde des

Beklagten als unbegriindet.

Krohn Kroner Engelhardt

Halstenberg Werp



	BUNDESGERICHTSHOF

	HflHHBstraße 3,

	86,

	Z

	2




